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„Gefährdungseinschätzungen“ – zwischen besserer Datenqualität und Praxisentwicklung

Jeweils nahezu identisch fällt hingegen das Verhältnis zwi-
schen der Anzahl der Verfahren insgesamt und denen mit 
dem Ergebnis einer Kindeswohlgefährdung aus. Sowohl 
für 2012 als auch für 2013 endet von 3 Gefährdungsein-
schätzungen jeweils eine mit dem Ergebnis einer Kindes-
wohlgefährdung (vgl. Abb. 4).

Abb. 4: Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Gefährdungs-
einschätzung und Ergebnis des Verfahrens (Deutsch-
land; 2013; bevölkerungsrelativierte Angaben pro 10.000 
Familien)*
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* Die Angaben basieren auf dem Mikrozensus 2012 und 2013 und 
werden nicht bezogen auf Minderjährige, sondern auf die Zahl der 
Familien, auch wenn bei den Gefährdungseinschätzungen jeweils 
die Kinder und Jugendlichen erfasst werden. 

Quelle: StaBa: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe – Gefährdungs-
einschätzungen nach § 8a, 2013; eigene Berechnungen

Meldewege – keine Veränderungen zum 
Vorjahr

Die Sicherstellung eines effektiven Kinderschutzes ist 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Vor diesem Hinter-
grund sind die Jugendämter auf qualifizierte Hinweise und 
Meldungen angewiesen. Im Hinblick auf die Verteilung der 
eine mögliche Gefährdung bekannt machenden Institutio-
nen und Personen gibt es bei den Ergebnissen für 2013 
kaum Veränderungen im Vergleich zum Vorjahr (vgl. auch 
KomDatJugendhilfe, Heft 3/2013). Lediglich Polizei, Gericht 
und Staatsanwaltschaft haben um 2,3 Prozentpunkte zu-
gelegt, während – ohne diese hier auszuweisen – andere 
Meldergruppen mitunter geringfügig an Bedeutung verlo-
ren haben.

Jede fünfte Gefährdungseinschätzung (20%) geht da-
mit auch in 2013 auf die Initiative von Exekutive und Judi-
kative zurück. Ein knappes Drittel (31%) ist der Sensibilität 
der Zivilgesell schaft gegenüber Kindesmisshandlung und 
-missbrauch bzw. -vernachlässigung geschuldet, 9% wer-
den von Betroffenen angeregt und in insgesamt 40% der 

Verfahren melden Professionelle des Bildungs-, Sozial- 
und Gesund heitswesens dem Jugendamt so genannte 
„gewichtige Anhaltspunkte“ für eine Kindeswohlgefähr-
dung (vgl. Abb. 5). 

Abb. 5: Gefährdungseinschätzungen nach der bekannt 
machenden Institution oder Person (Deutschland; 2013; 
Angaben in % (N=115.687))
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Nicht mehr Kindeswohlgefährdungen trotz 
gestiegener Verfahrenshäufigkeit

Mit Blick auf die Ergebnisse der „8a-Verfahren“ in den 
Jugendämtern zeigt sich, dass der anfangs berichtete 
Anstieg nicht mit einem ebenfalls gewachsenen Umfang 
an Kindeswohlgefährdungen einhergeht. Allerdings sind 
diese Verschiebungen nicht so stark, dass sich zwischen 
2012 und 2013 die Verteilung der Ergebnisse zu den Ge-
fährdungseinschätzungen bundesweit grundlegend ge-
ändert hat. So haben akute Gefährdungssituationen bei 
den Einschätzungen der Jugendämter in den ihnen be-
kannt gewordenen Fällen um etwa 1 Prozentpunkt abge-
nommen (von 15,8% auf 14,9%), latente Gefährdungen um 
1,5 Prozentpunkte (von 20,0% auf 18,5%). 

Gestiegen ist demgegenüber der Hilfebedarf, und zwar 
um etwa 1 Prozentpunkt (von 31,8% auf 32,7%). Der Anteil 
der Verfahren, die von der öffentlichen Jugendhilfe weder 
als Kindeswohlgefährdung bestätigt noch mit einem Hilfe-
bedarf beurteilt wurden, stieg um 1,6 Prozentpunkte (von 
32,3% auf 33,9%). 

Während sich also für Deutschland insgesamt die Ver-
teilung der Ergebnisse der Gefährdungseinschätzungen 
kaum verändert hat, zeigen sich auf Ebene der Länder 
z.T. deutliche Verschiebungen (vgl. Tab. 1). In fast allen 
Bundesländern (mit Ausnahme von Rheinland-Pfalz, Ber-
lin und zumindest teilweise Mecklenburg-Vorpommern) 
verringerte sich der Anteil akuter bzw. latenter Kindes-
wohlgefährdungen zwischen 2012 und 2013 um bis zu 
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6 Prozentpunkte. Gleichzeitig stieg der vom örtlichen Ju-
gendhilfeträger festgestellte Hilfebedarf um bis zu 4 Pro-
zentpunkte.

Tab. 1: Bewertung der Gefährdungseinschätzungen 
durch die Jugendämter (Länder; 2012 und 2013; Vertei-
lung in %)

Akute 
Kindeswohl-
gefährdung 

(KWG)

Latente 
Kindeswohl-
gefährdung 

(KWG)

Hilfe- und 
Unterstüt-

zungsbedarf 

Weder KWG 
noch Hilfe- u. 

Unterstüt-
zungsbedarf  

2012 2013 2012 2013 2012 2013 2012 2013
SH 13,5 13,3 11,5 12,7 28,1 27,9 46,9 46,1
HH / 35,6 / 21,5 / 24,5 / 18,4
NI 15,3 13,2 18,8 16,8 33,0 32,3 33,0 37,6
HB 13,6 10,8 22,8 19,8 38,0 41,7 25,6 27,7
NW 14,0 11,5 17,5 15,3 30,9 32,2 37,7 41,0
HE 14,0 13,6 13,5 12,1 36,5 38,0 35,9 36,3
RP 14,1 14,8 22,7 22,9 33,9 34,7 29,3 27,6
BW 15,6 13,8 20,4 18,1 34,0 35,3 30,0 32,8
BY 19,2 18,5 23,8 22,5 31,0 30,6 26,1 28,4
SL 11,2 7,3 16,9 10,1 34,9 38,1 37,0 44,5
BE 18,2 19,9 31,9 32,7 27,0 26,9 22,9 20,5
BB 17,8 15,7 17,4 16,1 27,5 29,2 37,4 39,1
MV 15,9 17,4 15,3 11,5 35,0 39,5 33,8 31,6
SN 20,4 18,0 25,7 23,7 26,6 28,0 27,4 30,4
ST 16,2 15,3 14,6 13,6 30,4 32,3 38,8 38,8
TH 13,6 12,1 16,8 14,0 44,6 48,4 25,0 25,5
Quelle: StaBa: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe – Gefährdungs-
einschätzungen nach § 8a, versch. Jahrgänge; eigene Berechnungen

Doch vor allem der in den meisten Ländern beobachtbare  
Zuwachs an Fällen, in denen das Jugendamt weder eine 
Kindeswohlgefährdung noch einen Hilfebedarf erkennt, ist 
– bei gleichzeitigem Anstieg der Verfahrenshäufigkeiten – 
der wohl irritierendste Befund in 2013. In einigen Bundes-
ländern sind es knapp 40% der Verfahren und mehr, die 
sich nach eingehender und umfassender Prüfung im Rah-
men eines in der Regel aufwändigen und ressourcenin-
tensiven Verfahren als „falscher Alarm“ herausstellen. Dies 

provoziert Fragen: Führt hier die anhaltende mediale und 
politische Sensibilierung der Gesellschaft zu Überreaktio-
nen? Inwiefern ist eine qualifizierte Falleingangsbewertung 
in den Jugendämtern ausreichend vorhanden?

Für Antworten und eine angemessene Interpretation 
dieser Ergebnisse sind allerdings differenziertere Ana-
lysen notwendig. Als Ergebnis wäre immerhin denkbar, 
dass über die institutionalisierten Meldewege innerhalb 
der Kinder- und Jugendhilfe, aber auch von Polizei und 
Justiz oder dem Bildungs- und Gesundheitswesen mehr 
Fälle gemeldet werden, die von den Jugendämtern im 
Rahmen einer Gefährdungseinschätzung zunächst ein-
mal eingehender betrachtet werden müssen. Auch qua-
si ‚automatisierte 8a-Meldungen‘ an das Jugendamt bei 
bestimmten Vorkommnissen ohne Überprüfung des indi-
viduellen Gefährdungspotentials (z.B. in Fällen häuslicher 
Gewalt, bei Kürzungen im Sozialleistungsbezug, bei feh-
lenden U-Untersuchungen etc.) könnten eine mögliche 
Ursache sein. 

Unabhängig davon, ob diese oder andere Erklärungen 
den Anstieg der Fälle mit weder einer Kindeswohlgefähr-
dung noch einem Hilfe- bzw. Unterstützungsbedarf richtig 
einordnen, muss diese Entwicklung kritisch beobachtet 
werden. Und zwar nicht zuletzt dahingehend, inwiefern 
durch ein (noch) qualifizierteres Falleingangsmanagement 
und/oder (noch) bessere Kooperations- und Vernetzungs-
strukturen der z.T. sehr hohe Anteil „falsch-positiver“ Ge-
fährdungsanzeigen zukünftig reduziert werden könnte, 
ohne dabei die notwendige Sensibilität für Kindeswohlge-
fährdungen zu verlieren. 

Eine ernsthafte Beschäftigung mit dieser Fragestellung 
ist auch angesichts der Tatsache geboten, dass die Ver-
fahren zur Gefährdungseinschätzung vor allem auch mit 
Blick auf die damit häufig verbundenen Hausbesuche für 
die betroffenen Familien eine erhebliche Belastung dar-
stellen können (vgl. Urban-Stahl 2012).

Gudula Kaufhold/Jens Pothmann 

Adoption auf dem Rückzug – neuer Tiefststand bei Fallzahlen 
Die Zahl der Adoptionen im Jahr 2013 ist mit rund 3.800 Fällen bundesweit auf einen erneuten Tiefststand gesunken. 
Allerdings hat sich das steile Absinken der Fallzahlen, das noch zwischen 2003 und 2009 zu beobachten war, in den 
letzten Jahren vermindert. Auch wenn es sich bei der Zahl der jährlichen Adoptionen – verglichen mit anderen Formen 
der Unterbringung von Minderjährigen außerhalb des Elternhauses wie z.B. der Heimerziehung mit 80.600 Fällen im 
Jahr 2012 – um relativ wenige Fälle handelt, muss man sich doch vergegenwärtigen, dass in den letzten 10 Jahren den-
noch knapp 50.000 Kinder und Jugendliche adoptiert wurden.

Historischer Tiefststand
Für das Jahr 2013 weist das Statistische Bundesamt 
deutschlandweit insgesamt 3.793 ausgesprochene Adop-
tionen aus (vgl. Abb. 1). Dies entspricht einer Quote von 
knapp 3 Fällen pro 10.000 der unter 18-Jährigen in der 
Gesamtbevölkerung. Dieser Wert ist in den letzten Jahren 
weiter abgesunken; 10 Jahre zuvor lag die Quote noch bei 

knapp 4 pro 10.000 der unter 18-Jährigen.1 
Auch die Zahl der am Jahresende 2013 zur Adoption 

vorgemerkten Minderjährigen ist mit 817 im Vergleich zum 
Vorjahr zurückgegangen. Jedem dieser Kinder und Ju-
gendlichen standen zu diesem Zeitpunkt rechnerisch 6,6 

1	 Der Rückgang der Adoptionen ist seit Längerem zu beobachten: Der 
Wert des Jahres 2013 entspricht in etwa der Hälfte des bevölkerungs-
bezogenen Resultates von 1980 (vgl. hierzu Fendrich/Pothmann 
2011).
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Bewerbungen von adoptionswilligen Eltern gegenüber, 
was insgesamt 5.362 Adoptionsbewerbungen entspricht. 
2003 kamen auf eine Adoptionsfreigabe noch 13,1 Bewer-
bungen. Damit ist also auch die Gruppe der Adoptionswil-
ligen deutlich gesunken. 

Weniger Fremd- und Auslandsadoptionen

Bei den Adoptionen werden mehrere Formen unterschie-
den. Varianten ergeben sich erstens nach dem Verwandt-
schaftsverhältnis zu den Adoptiveltern und zweitens aus 
der Frage, ob das Kind zum Zweck der Adoption aus dem 
Ausland geholt wurde oder seinen gewöhnlichen Aufent-
halt im Inland hat.  

Der aktuelle Rückgang der Kindesannahmen geht auf 
die Veränderungen bei den Fremdadoptionen sowie – vor 
allem – bei den Auslandsadoptionen zurück. Die Fälle der 
Stiefelternadoptionen hingegen stagnieren (vgl. Abb. 1). 

Abb. 1: Entwicklung der Adoptionen nach Adoptionsfor-
men (Deutschland; 2003-2013; Angaben absolut)
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Bei der „klassischen“ Form der Kindesannahme, der 
Fremdadoption (hier ohne Auslandsadoptionen), sind in 
den letzten 10 Jahren immer weniger Fälle gezählt wor-
den. Zwischen 2003 und 2013 ist ein Rückgang um 20% 
zu beobachten. Zuletzt sind 1.219 Fremdadoptionen und 
damit 3% weniger als im Vorjahr ermittelt worden. Gleich-
zeitig wird diese Form der Adoption, bei der in erster Linie 
Kinder unter 3 Jahren angenommen werden, seit Jahren 
durch die Zahl an Stiefelternadoptionen überlagert, die 
mittlerweile einen Anteil von 58% an allen Adoptionen aus-
machen.

Mehr noch als Fremdadoptionen sind Auslandsadopti-
onen zurückgegangen, wenngleich zumindest ein Teil die-
ser Entwicklung auf eine Schwachstelle bei der Erhebung 
zurückzuführen ist (siehe Infokasten). Im Vergleich zum 
Jahr 2003 ist die Zahl der Annahmen von Kindern aus 
dem Ausland, die zum Zweck der Adoption nach Deutsch-
land gebracht wurden, von rund 750 Fällen bis auf aktuell 
knapp 270 Kindesannahmen zurückgegangen (-64%).  

Unterschiede zwischen Ländern

Sowohl im bevölkerungsrelativierten Vergleich der aktu-
ellen Zahlen als auch bei der Betrachtung der zeitlichen 
Entwicklung zeigen sich Länderunterschiede. Setzt man 
die Gesamtzahl der Adoptionen wiederum ins Verhältnis 
zur unter 18-jährigen Bevölkerung, so variiert diese Quote 
zwischen 1,4 Fällen in Berlin bis zu 4,2 Fällen in Sachsen. 
Die Mehrzahl der Länder weist Quoten zwischen 2,6 und 
3,2 Fällen pro 10.000 Minderjährige aus. Auffällig ist ein 
Ost-West-Unterschied (jeweils ohne Berlin): Während die 
westdeutschen Länder zusammen bei 2,9 Fällen liegen, 
kommen die ostdeutschen Länder immerhin auf 3,5.

Diese Unterschiede sind auch auf die Dynamik der letz-
ten Jahre insbesondere bei den Fremdadoptionen (hier in-
klusive Auslandsadoptionen) zurückzuführen. So weisen 
in diesem Bereich alle ostdeutschen Flächenländer (mit 
Ausnahme Mecklenburg-Vorpommerns) entgegen dem 
Bundestrend einen leichten Aufwärtstrend in den letzten 3 
bis 4 Jahren auf (ohne Abb.).

Gesetz zum Ausbau der Hilfen für Schwangere und zur 
Regelung der vertraulichen Geburt 

[tm] Durch das „Gesetz zum Ausbau der Hilfen für Schwan-
gere und zur Regelung der vertraulichen Geburt“, das im Mai 
2014 in Kraft trat, wurde erstmals ein Verfahren festgelegt, 
das unter anderem eine Pseudonymisierung vorschreibt. Dies 
soll eine rechtlich gesicherte Abwägung der Rechte von Kin-
dern und Müttern ermöglichen. Zugleich soll das Gesetz den 
Zugang zu Hilfsangeboten für Schwangere verbessern (vgl. 
Deutscher Bundestag 2013). Die Teilstatistik zu den Adopti-
onen unterscheidet nicht zwischen der vertraulichen Geburt 
nach dem neuen Verfahren und der weiterhin möglichen an-
onymen Kindesabgabe. Auch in anderen amtlichen Statis-
tiken finden sich hierzu keine Hinweise. Zukünftige Auswer-
tungen werden daher zusätzliche Informationen benötigen, 
um Auswirkungen der Neuregelungen bewerten zu können.

Neuerungen der amtlichen Statistik bei 
Auslandsadoptionen für das Erhebungsjahr 2014

[sf] Bei den Ergebnissen zu den Auslandsadoptionen ist 
von einer systematischen Untererfassung auszugehen. Mit 
den Änderungen zur Adoptionsstatistik im Kinder- und Ju-
gendhilfeverwaltungsvereinfachungsgesetz (KJVVG) werden 
deshalb nun auch freie Träger mit einer Zulassung zur Aus-
übung internationaler Adoptionsvermittlung gem. § 4 Abs. 
2 AdVermiG zur Auskunft verpflichtet. Indem so ein Teil der 
bislang nicht erfassten internationalen Adoptionen ab dem 
Berichtsjahr 2014 berücksichtigt werden wird, soll die Zuver-
lässigkeit der Datengrundlage erhöht werden. Zudem wird zu-
künftig neben der Nationalität des Kindes bei der Annahme 
auch das Herkunftsland als ausdrückliches Erhebungsmerk-
mal mit Blick auf internationale Adoptionen aufgenommen.



Dezember 2014    Heft Nr. 3 / 14   17. Jg.
19

Nachgefragt – Adoptionen in der Fachdebatte

Nachgefragt – Adoptionen in der Fachdebatte
Interview mit Dr. Heinz Kindler, Leiter des „Expertise- und Forschungszentrum Adoption“ (EFZA) am DJI 

Herr Dr. Kindler, wie ist die Bedeutung der Adoptionen in 
Deutschland insgesamt und mit Blick auf die Fremdadop-
tionen momentan einzuordnen und welche Hintergründe 
gibt es für die seit Jahren sinkenden Fallzahlen?

In unserer Rechtsordnung stellt die Adoption die einzige 
Form dar, um ein Kindschaftsverhältnis – unabhängig von 
biologischer Elternschaft – neu und dauerhaft zu begrün-
den.

In dieser Einzigartigkeit ist die Adoption unverzichtbar 
und es wird verständlich, warum es sie schon seit Langem 
und in allen rechtlich verfassten Gesellschaften gibt.

Die seit einigen Jahrzehnten in Deutschland abnehmen-
de zahlenmäßige Bedeutung muss vor dem Hintergrund 
von Geburtenkontrolle, der Entstigmatisierung unehelicher 
Geburten, verbesserter Erwerbschancen von Frauen und 
dem Ausbau von Hilfesystemen gesehen werden. Aller-
dings deuten anhaltend höhere Adoptionszahlen in ande-
ren Ländern darauf hin, dass auch die gesellschaftliche 
Akzeptanz und die genaue rechtliche Ausgestaltung eine 
Rolle spielen. Dies betrifft etwa die Adoption als Option für 
Kinder in dauerhafter Fremdunterbringung.

Aktuell entwickeln sich aus der Reproduktionsmedizin 
neue Herausforderungen an das Adoptionsrecht. Zudem 
sind viele Adoptionsbewerber/-innen von hohen Hürden 
und der Aussicht auf lange Wartezeiten frustriert, obwohl 
die Anzahl elternloser Kinder weltweit – vor allem aufgrund 
der AIDS-Epidemie – nicht abgenommen hat.  

Wie lässt sich die Gruppe derjenigen beschreiben, die ein 
fremdes Kind adoptieren möchte? Welche Unterschie-

de und Gemeinsamkeiten gibt es bei sozialstrukturellen 
Merkmalen und der Motivation?

Breit angelegte Untersuchungen zu Adoptionswünschen 
in Deutschland gibt es nicht. Menschen, die sich tatsäch-
lich um ein fremdes Adoptivkind bewerben, sind in der 
Regel in einer finanziell gesicherten Position und weisen 
ein eher überdurchschnittliches Bildungsniveau auf. Mo-
tivlagen sind grundsätzlich schwer zu untersuchen. Bis-
lang vorliegende Befunde deuten darauf hin, dass sowohl 
der ansonsten verwehrte Wunsch eines Lebens mit Kin-
dern als auch das Angerührtsein von kindlichem Leid eine 
wichtige Rolle spielen können. Adoptivbewerber/-innen 
wünschen sich heutzutage überwiegend einen offenen 
Umgang mit dem Thema Adoption sowohl gegenüber 
dem Kind als auch gegenüber den Herkunftseltern und 
dem familiären Umfeld.

Wo besteht derzeit der größte Forschungsbedarf mit 
Blick auf das Thema Adoptionen? 

Da es in den letzten Jahrzehnten in Deutschland generell 
sehr wenig Forschung im Themenfeld Adoption gegeben 
hat, ist die Frage nicht einfach zu beantworten. Ich denke, 
dass wir, erstens, mehr darüber wissen sollten, wie Ad-
optivfamilien besser vorbereitet und unterstützt werden 
können. Zweitens sollten wir untersuchen, welche Poten-
ziale für Weiterentwicklung in unserem System der Adop-
tionsvermittlung vorhanden sind, wo wir aber auch einen 
Anpassungsbedarf auf der rechtlichen bzw. strukturellen 
Ebene erschließen können.

Adoptionen im Kontext anonymer 
Kindesabgaben

Dass die Verringerung der Fallzahlen bei Adoptionen nicht 
pauschal gilt, zeigt sich für den Teilbereich der Kinder 
mit deutscher Staatsangehörigkeit und mit unbekanntem 
Familienstand der Eltern. So ist seit dem Jahr 2004 ein 
plötzlicher Anstieg dieser Fallkonstellationen festzustellen. 
Insbesondere in der Altersgruppe der unter 3-Jährigen 
haben die Fallzahlen seitdem tendenziell zugenommen, 
unterliegen allerdings auch größeren Schwankungen (vgl. 
Abb. 2). Diese Entwicklung bei Klein- und Kleinstkindern 
ist möglicherweise auch im Zusammenhang mit der Eta-
blierung und Ausweitung von Babyklappen sowie der an-
onymen Geburt zu sehen (vgl. Krell 2013, S. 113f.).  

Sandra Fendrich/Thomas Mühlmann

Abb. 2: Adoptierte Kinder mit deutscher Staatsangehörig-
keit und unbekannten Eltern (Deutschland; 2003-2013; 
Angaben absolut)
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Lesehinweis zu Klaus 
Menne: „Trendwende bei 
der Erziehungsberatung?“  
In dem Beitrag „Erziehungs-
hilfen am Wendepunkt?“ (Heft 
3/13) wird die Inanspruchnah-
me von Hilfen zur Erziehung 
bis einschließlich 2012 von 
der AKJStat analysiert. Einge-
gangen wird dabei auch auf 
einen Fallzahlenrückgang bei 
der Erziehungsberatung so-
wie auf die Bedeutung von 
Gefährdungseinschätzungen 
in diesen Hilfesettings.

Klaus Menne – langjähriger 
Geschäftsführer der Bundes-
konferenz für Erziehungsbe-
ratung (bke) – mahnt in die-
sem Zusammenhang in einem 
Beitrag für die Homepage der 
AKJStat zu einer differenzierten 
Betrachtung der KJH-Statis-
tik und zur vorsichtigen Inter-
pretation der amtlichen Daten. 
Von einer Trendwende im Sin-
ne eines zurückgehenden Un-
terstützungsbedarfs bei den 
Familien kann danach nicht 
gesprochen werden. Der Au-
tor erläutert die Datenlage 
bei der Erziehungsberatung, 
ihr in den letzten Jahren er-
weitertes Leistungsspektrum 
für die Jugendämter und die 
(auch damit einhergehende) 
Begrenzung der Beratungs-
kapazitäten. Bezogen auf die 
Gefährdungseinschätzungen 
des Jugendamtes stellt er den 
Beitrag der Erziehungsbera-
tung zu den unterstützenden 
Hilfen dar. Die Ausführungen 
können auf der Homepage 
der AKJStat nachgelesen wer-
den. 
(www.akjstat.tu-dortmund.de)  

AKJStat: Entwicklungslini-
nien zu Strukturen, An-
geboten und Leistungen 
der Kinder- und Jugend-
hilfe, Berlin 2014 (AGJ) 
Die AKJStat hat zum diesjäh-
rigen 15. DJHT in Berlin eine 
Expertise für die Arbeitsge-
meinschaft für Kinder- und Ju-
gendhilfe (AGJ) vorgelegt. Die 

Analysen stellen empirisch 
fundiert den Status quo für die 
Kinder- und Jugendhilfe dar 
und beschreiben zentrale Ent-
wicklungslinien. So werden 
beispielsweise Expansions-
tendenzen und Ausdifferen-
zierungsprozesse, aber auch 
Themen wie Beschäftigungs-
bedingungen und Träger-
strukturen eingehender in den 
Blick genommen. Die Experti-
se basiert auf den Ergebnis-
sen der KJH-Statistik und den 
entsprechenden Forschungs-
arbeiten der AKJStat. Die Veröf-
fentlichung kann bei der AGJ 
erworben werden.
(www.agj.de)

Autorengruppe Fachkräf-
tebarometer: Fachkräfte-
barometer Frühe Bildung 
2014. Weiterbildungsiniti-
ative Frühpädagogischer 
Fachkräfte, München 2014
Kindertageseinrichtungen 
sind ein boomender Arbeits-

Neues aus der AKJStat und dem Forschungsverbund

markt: Nie zuvor gab es so vie-
le Beschäftigte, nie zuvor wur-
den so viele Nachwuchskräfte 
ausgebildet wie heute. Gleich-
zeitig wachsen die Ansprüche 
an die Qualität. Wie ist das Ki-
ta-Personal qualifiziert? Rei-
chen die Ausbildungskapazi-
täten, um die Nachfrage nach 
frühpädagogischen Fachkräf-
ten zu decken? Und wie sind 
die Beschäftigungsbedingun-
gen in der Frühen Bildung im 
Vergleich zu anderen Berufs-
gruppen?

Die Weiterbildungsinitiative 
Frühpädagogische Fachkräf-
te liefert mit dem „Fachkräf-
tebarometer Frühe Bildung 
2014“ auf der Grundlage der 
amtlichen Statistik Antwor-
ten auf diese Fragen und legt 
eine erste umfassende Be-
standsaufnahme zu Personal, 
Arbeitsmarkt und Qualifizie-
rung in der Frühen Bildung in 
Deutschland vor.
(www.fachkraeftebarometer.de)

Fachkrä�ebarometer Frühe Bildung 
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